
NATIONALRATSWAHLEN Wohnort fehlt auf Wahlzetteln

Wohnorte fehlen nur auf dem Papier
rz. Eine Kontrolle der Wahlunterlagen 
vor dem Versand an die Stimmberech-
tigten in Basel-Stadt habe ergeben, 
dass auf den Wahlzetteln für die dies-
jährigen Nationalratswahlen bei den 
gesetzlich vorgeschriebenen Angaben 
zu den Kandidierenden jeweils der 
Wohnort fehle, teilt das Präsidialde-
partement des Kantons Basel-Stadt in 
einem Communiqué mit. Die Stimm-
berechtigten können diese fehlenden 
Angaben auf der Webseite des Kan-
tonsblatts www.kantonsblatt.ch voll-
ständig einsehen.

Es besteht für die Stimmberechtig-
ten zudem die Möglichkeit, bei ihrer 
Wohngemeinde ein Wahlzettel-Heft 
mit den vollständigen Angaben zu be-
ziehen.

Wahlzettel trotzdem gültig
Die fehlende Angabe des Wohnor-

tes habe keinen Einfluss auf die Gül-
tigkeit des Wahlzettels, so die Medien-
mitteilung: Stimmberechtigte können 
also sowohl den unvollständigen als 
auch einen nachträglich bezogenen, 
ergänzten Wahlzettel für die Wahlen 
verwenden.

Trotz des Bemerkens des Fehlers 
sei eine Korrektur der Wahlzettel nicht 
mehr möglich gewesen, da das Wahl-
material bereits gedruckt war und ab 

dem 25. September 2023 versendet 
wurde. Stimmberechtigte der Stadt 
Basel erhalten ein Wahlzettel-Heft 
mit den vollständigen Angaben im 
Rathaus (abstimmungen@bs.ch; 061 
267 48 68), Stimmberechtigte der Ge-
meinde Bettingen im Gemeindehaus 
Bettingen (info@bettingen.ch; 061 
267 00 99) und Stimmberechtigte der 
Gemeinde Riehen im Gemeindehaus 
Riehen (kundenzentrum@riehen.ch; 
061 646 81 11). Alle Stimmberechtigten 
wurden zusätzlich in einem separaten 
Schreiben persönlich informiert.

Angaben bei E-Voting korrekt
Dieses Versehen betreffe nur die 

gedruckten Wahlzettel. Korrekt seien 
hingegen die Angaben beim E-Voting, 
das für Auslandschweizerinnen und 
Auslandschweizer sowie auch für 
Menschen mit Behinderungen zuge-
lassen ist. Ebenso korrekt seien die 
gelben Wahlzettel für die Ständerats-
wahlen: Die Angabe des Wohnortes 
der Kandidierenden sei bei der Stän-
deratswahl nicht vorgeschrieben.

Die Staatskanzlei bedauert die 
Umstände, die durch die fehlenden 
Angaben auf den Wahlzetteln ent-
standen sind, und wird Massnahmen 
zu deren künftigen Vermeidung er-
greifen.

STANDAKTION SP-Kandidierende im Riehener Dorfzentrum

Waffeln statt Pizza 

Die SP-Mitglieder boten am Samstag Waffeln an und waren auch für  
Gespräche zu haben.� Foto: Sarah Brefin

Dass sich die Partei nicht nur vehe-
ment für eine Politik für alle einsetzt, 
sondern auch Pizza backen kann, hat 
die SP Riehen-Bettingen auf dem 
Dorfplatz schon oft gezeigt. Die Werte 
bleiben dieselben, das kulinarische 
Angebot hat sie diesmal geändert.

Am vergangenen Samstag stellten 
die Einwohnerratsmitglieder der SP 
köstliche frische Waffeln für die Pas-
santinnen und Passanten her. Dabei 
gab es Gelegenheit, mit unserer Basler 
Ständerätin Eva Herzog ins Gespräch 
zu kommen und die Nationalratsmit-

glieder Sarah Wyss und Mustafa Atici 
mit Fragen und Anliegen anzuspre-
chen. Die Gelegenheit wurde reichlich 
genutzt. Auch Nationalratskandidatin 
Etiennette Verrey stand Red und Ant-
wort.

Und ja: Die Krankenkassenprämien 
sind ein ganz grosses Sorgenthema. 
Weil Basel-Stadt einen seiner fünf  
Nationalratssitze verliert, ist es umso 
wichtiger, dass die Kräfte, die sich 
auch diesem Dauerproblem stellen, in 
Bundesbern weiter wirken können.

Regina Rahmen, SP Riehen-Bettingen

COVID-19 Impfempfehlung des Kantons für Herbst und Winter

Impfmöglichkeit im Bürgersaal
rz. Die Bundesbehörden raten für die 
kommende kältere Jahreszeit beson-
ders gefährdeten Personen zu einer 
Impfung gegen Covid-19, kommuni-
zierte das Gesundheitsdepartement 
des Kantons Basel-Stadt am Dienstag 
in einer Medienmitteilung. Empfoh-
len sei eine einzelne Impfdosis eines 
angepassten Impfstoffes. In Basel-
Stadt stehen für die Impfungen Apo-
theken und Arztpraxen sowie das 
Schweizerische Tropen- und Public 
Health-Institut (Swiss TPH) ab Mon-
tag, 16. Oktober, zur Verfügung. Die 
Impfstellen sind auf der Webseite 
www.coronavirus.bs.ch ersichtlich. 
Allen Personen ohne Risikofaktoren 
werde keine Impfung empfohlen.

Empfehlung nicht für alle
Zu den besonders gefährdeten Per-

sonen für schwere Covid-19-Verläufe 
gehörten Personen, die älter als 65 
Jahre alt sind, sowie jene ab 16 Jahren 
mit erhöhtem individuellem Gesund-
heitsrisiko aufgrund einer Vorerkran-
kung sowie Schwangere mit chroni-
scher Erkrankung. Die Liste der rele- 

vanten Vorerkrankungen ist in der 
Impfempfehlung zu finden. Im Kan-
ton Basel-Stadt seien für den Schutz 
der betagten Personen mobile Einhei-
ten in den Alters- und Pflegeheimen 
im Einsatz. Die Alters- und Pflege-
heime seien über die Abläufe infor-
miert.

Der Betrieb des Schweizer Zertifi-
katssystems sei seit dem 1. September 
2023 eingestellt. Der Impfnachweis 
erfolge auf Wunsch im individuellen 
Impfausweis.

Bei Personen ohne Risikofaktoren 
bestehe kaum ein Risiko für eine 
schwere Erkrankung. Dies aufgrund 
der vorbestehenden hohen Immuni-
tät durch Impfung oder Erkrankung  
in der Bevölkerung. Zudem werde der 
Schutz vor milden Infektionen und 
Virus-Übertragungen durch eine Imp-
fung als gering eingestuft. Aus diesem 
Grund sprächen die Bundesbehörden 
auch keine Empfehlung für das Ge-
sundheitspersonal aus. Personen, die 
ohne Empfehlung eine Impfung wün-
schen, erhalten diese auf eigene Kos-
ten an den üblichen Impforten.

Die Impfung der besonders gefähr-
deten Personen solle idealerweise 
zwischen Mitte Oktober und Mitte  
Dezember erfolgen, um einen best-
möglichen individuellen Schutz in 
der Herbst- und Winter-Saison zu ge-
währleisten. Die Impfung solle frü-
hestens sechs Monate nach der letzten 
Covid-19-Impfdosis oder einer (be-
kannten) Sars-CoV-2-Infektion verab-
reicht werden. Diese Empfehlung gelte 
unabhängig davon, wie viele Impf
dosen eine Person bereits erhalten 
hat und welcher Impfstoff dabei ver-
wendet wurde.

Impfangebot in Riehen
Wie im Herbst 2022 wird es eben-

falls dieses Jahr ein dreitägiges 
Impfangebot im Bürgersaal des Ge-
meindehauses Riehen geben, so die 
Medienmitteilung. Das Impfangebot 
ohne Voranmeldung besteht am Mitt-
woch, 25., und Donnerstag, 26. Okto-
ber, von 10 bis 12 Uhr und von 13 bis 
17 Uhr sowie am Freitag, 27. Oktober, 
von 8 bis 12 Uhr und von 13 bis  
15 Uhr. 

LESERBRIEFE

Alles andere als ein 
Kostentreiber
Physiotherapie ist der unterbezahl-
teste Beruf im Gesundheitswesen. Seit 
1997 wurde der Tarif nicht mehr an
gepasst. In dieser Zeit stiegen nicht 
nur die Lebenshaltungskosten, son-
dern auch die Kosten zur Unterhal-
tung einer Praxis. Dazu kommt ein 
gestiegener administrativer Aufwand 
um 25 Prozent, welcher nicht verrech-
net werden kann.

Dies führt zu einer Erosion der  
Lebensgrundlage von uns Physiothe-
rapeutinnen und Physiotherapeuten. 
Der Bundesrat will jetzt mit seinem 
aktuellen Vorschlag die angeblich zu 
hohen Kosten in der Physiotherapie 
drücken. Es stimmt, dass die totalen 
Kosten der Physiotherapie in der Ver-
gangenheit gestiegen sind. Dies hat 
allerdings nichts mit den Therapeu-
tinnen und Therapeuten zu tun, son-
dern liegt an der zunehmenden An-
zahl von ambulanten Operationen 
und Behandlungen. Die Patientinnen 
und Patienten erhalten also immer 
weniger stationäre und immer mehr 
ambulante Physiotherapie. Die Phy-
siotherapie ermöglicht durch ihren 

Beitrag an «ambulant vor stationär» 
Kosteneinsparungen in Millionen-
höhe. Physiotherapie macht nur 3,6 
Prozent der Gesundheitskosten aus. 
Die Ausweitung der Behandlungen 
kann nicht für die gestiegenen Ge-
sundheitskosten verantwortlich sein.

Anke Nadine Nötzold, Riehen

Um was es wirklich 
geht
Steigende Krankenkassenprämien, 
Angst vor der nächsten Mieterhöhung 
und unnatürlich hohe Temperaturen 
im Oktober. Diskriminierung am Ar-
beitsplatz, im Ausgang oder im Lohn-
ausweis. Grosskonzerne, die eine 
ganze Demokratie erpressen können 
und noch dazu die Umwelt zerstören. 
In der Schweiz wird seit Jahrzehnten 
Politik gegen die Interessen der Men-
schen gemacht. Es braucht andere 
Mehrheiten in Bern, um diesen exis-
tenziellen Problemen begegnen zu 
können. Das heutige Parlament ist der 
Aufgabe offensichtlich nicht gewach-
sen. Deshalb wähle ich mit Überzeu-
gung Liste 20 (Listenverbindung mit 
Liste 5 und 24) in den Nationalrat!
Joris Fricker, Riehen, Einwohnerrat SP

BILDUNG Regierung schlägt Änderungen im Schulgesetz vor

Tagesstrukturen und Ferienangebote 
rs. Um die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu verbessern, ist derzeit im 
ganzen Kanton Basel-Stadt ein steti-
ger Ausbau der Tagesstrukturen und 
der Ferienangebote für Schulkinder 
im Gang. Dies bedingt auch laufende 
gesetzliche Anpassungen. Im Rahmen 
einer im Dezember 2021 kommuni-
zierten und dann bereits per 1. Januar 
2022 in Kraft gesetzten Verordnung 
hatten Eltern, deren Kinder nicht eine 
staatliche Schule besuchen, plötzlich 
einen teureren und auch nur noch  
einen eingeschränkten Zugang zu  
Ferienangeboten in der Tagesbetreu-
ung. Dies sei auch deshalb besonders 
stossend, weil damit beispielsweise 
Eltern betroffen seien, die ihre Kinder 
auf die jüdische Schule schickten, die 
aufgrund von besseren eigentums
abhängigen Vergünstigungen bei  
schmalem Budget auf eine private Bil-
dungsinstitution ausgewichen seien 
oder auch aufgrund der Notwendig-
keit von verstärkten Massnahmen.

Protest gegen Einschränkung
Schon kurz nach Bekanntwerden 

der Neuregelung hatte sich die Riehe-
ner GLP-Grossrätin Sandra Bothe ge-
gen diese Einschränkung gewehrt 
und eine Motion lanciert, die der  
Grosse Rat bereits am 22. April an  
den Regierungsrat überwies. In seiner 
Stellungnahme ist der Regierungsrat 
nun zum Schluss gekommen, dass  
mit einer Schulgesetzänderung fest-
gesetzt werden solle, dass wieder 
grundsätzlich alle schulpflichtigen 
Kinder im Kanton Basel-Stadt zu glei-
chen Bedingungen Zugang zu Tages-
ferien erhalten. Das bedeutet auch, 
dass Kinder an Privatschulen für die 
Tagesferien per Gesetz dieselben Bei-
träge bezahlen wie jene der staatli-
chen Schulen – die derzeit geltende 
Verordnung sieht für Privatschüler 
eine doppelt so hohe Gebühr vor –  
und dass Reduktionen der Elternbei-
träge analog der Prämienverbilligung 
der Krankenversicherung möglich 
sind.

Die Verordnung vom Dezember 
2021 habe zu einer Ungleichbehand-
lung der im Kanton Basel-Stadt steuer-
pflichtigen Eltern geführt, die nicht 
gerechtfertigt sei, ist die Motionärin 
Sandra Bothe überzeugt. «Das Recht 
auf Bildung und das Recht auf Betreu-
ung zu finanziell tragbaren Bedin-
gungen sind zwei von sich unab- 
hängige Grundrechte, die in der Ver-
fassung separat verankert sind und 
allen Kindern/Eltern im Kanton Ba-
sel-Stadt garantiert wird», heisst es in 
der Begründung des Vorstosses, und: 
«Eltern, die ihre Kinder in einem pri-
vaten Kindergarten oder einer Privat-
schule anmelden, bezahlen die Kos-
ten für den Schulunterricht während 
der Schulwochen vollumfänglich 
selbst und können diese nicht an den 
Steuern abziehen. Die sehr hohe 
Hürde bei der Anmeldung von Privat-
schülern im Basler Ferienangebot 
führt quasi zum Ausschluss der Kin-
der und zur Ausgrenzung einer be-
stimmten Elterngruppe.»

Vorlage schliesst 
Gesetzeslücken
Mit den nun dem Grossen Rat zum 

Entscheid vorgelegten Änderungen 
des Schulgesetzes sollen bisherige Lü-
cken in der Regelung der Tages- und 
Ferienbetreuung geschlossen werden, 
heisst es in einer Medienmitteilung 

des Regierungsrats. Der Forderung ei-
ner weiteren Motion von Claudio 
Miozzari, dass für das familienergän-
zende Tagesstrukturangebot ein eige-
nes Gesetz erstellt werden solle, wider-
spricht der Regierungsrat allerdings. 
Sie will die Tages- und Ferienbetreu-
ung in ein neu zu formulierendes 
Volksschulgesetz integrieren, in wel-
chem es ein ausführlicheres Kapitel 
über die Tagesstrukturen und Ferien-
angebote geben solle, und er ist der 
Ansicht, dass das neue geplante Volks-
schulgesetz wegen des engen sach
lichen Zusammenhangs der Tages-
strukturen mit dem Unterricht an der 
Volksschule das richtige Gefäss für 
deren gesetzliche Regelung sei. In Er-
füllung einer Motion von Brigite Gysin 
sieht die Vorlage der Regierung auch 
vor, dass die Tagesstrukturen neu per 
Gesetz eine feste Vertretung in den 
Schulräten erhalten.

Im Rahmen der Vernehmlassung 
hat sich die Gemeinde Riehen positiv 
zu den vorgeschlagenen Gesetzesän-
derungen geäussert, wie auf Anfrage 
zu erfahren war. Die von Sandra Bothe 
monierte Zugangsbeschränkung für 
Privatschulkinder ist in der Gemeinde 
Riehen gar nicht umgesetzt worden 
und verschiedene gesetzliche Anpas-
sungen und Präzisierungen sind in der 
Gemeindeschule Riehen schon Praxis 
oder sind bereits so vorgesehen.

Reklameteil

Das Freizeitzentrum Landauer – hier das «Hüttendörfli» – bietet in den 
Schulferien Tagesbetreuung an.� Foto: Archiv RZ

Liste 12 in den NationalratFür eine sichere Zukunft in Freiheit.
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